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ROTE REVUE

29.J;1-krgang November 1950 | ArHejiri}

WILLY SPUHLER

Die Ubergangsordnung zur Bundesfinanzreform

Niemand kann bestreiten, daB3 der Volksentscheid vom 4. Juni iiber die
Bundesfinanzreform ein unmiflverstiandliches Verdikt gegen jede Kontingents-
lsung darstellt. Die Volksabstimmung berechtigt zu den Feststellungen, dal3
der Foderalismus als bloBes Schlagwort keine Resonanz findet, daBl das
Schweizervolk keinen von den Kantonen abhingigen Bund will, dall die
Warenumsatzsteuer allein ohne einen Ausgleich durch eine direkte Bundes-
steuer abgelehnt wird und dall eine Verstandigung unter den biirgerlichen
Parteien und Wirtschaftsverbinden ohne oder gegen die Arbeiterschaft und
ihre Organisationen, also gegen den Schweizerischen Gewerkschaftsbund und
die Sozialdemokratische Partei, in Finanzfragen niemals von Erfolg gekront
sein wird.

Sozusagen zwangsldufig driangte der negative Volksentscheid zu einer zeit-
lich befristeten Ubergangsordnung, die zwei Erfordernisse zu erfiillen hat:
Erstens muf} sie verfassungsmifig zustande kommen, also dem Volke vor-
géngig zur Annahme unterbreitet werden; zweitens mul} sie dem Bunde fir
die Dauer ihrer Geltung die bisherigen Einnahmequellen sichern. Der Bund
lebt finanziell seit Ende 1949 bereits unter einem Ubergangsregime, das im
groBBen und ganzen das bisherige Finanzvollmachtenrecht mit einigen Ab-
anderungen fiir die Dauer von zwei Jahren weiterfithren soll. Diese Finanz-
ordnung hat ebenfalls notrechtlichen Charakter. Sie ist auf Grund des neuen
Artikels 89%is der Bundesverfassung zustande gekommen, wonach ein solcher
verfassungsiandernder BeschluB der Bundesversammlung innert Jahresfrist
nach Annahme durch die eidgenossischen Rite dem Volke zur Abstimmung
unterbreitet werden mull, wenn er iiber dieses Jahr hinaus Rechtskraft
haben soll.

Der Parteitag der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz vom Novem-
ber 1949 in Luzern hat sich bekanntlich mit starkem Mehr gegen diese Finanz-
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ordnung fiir die Jahre 1950 und 1951 ausgesprochen, weniger wegen ihres
materiellen Inhalts, als wegen der Verumstdndungen, unter denen sie zustande
kam, und vor allem deswegen, weil sie keine verfassungsmalige, sondern
wiederum nur eine notrechtliche Losung brachte und nicht vorgingig der
Volksabstimmung unterstellt wurde.

Die seitherige Entwicklung der Ereignisse hat dem Entscheid des Luzerner
Parteitages Recht gegeben. Die biirgerlichen Parteien haben Farbe bekennen
miissen, sie kamen nicht darum herum, ihren unter Fiihrung der Konser-
vativen und des Vororts fiir Handel und Industrie zustande gekommenen
Vorschlag einer Bundesfinanzreform vor dem Volke vertreten zu miissen. Das
Volk hat ihn abgelehnt. Gleichzeitig ist auch die blof3 nachtréagliche Volks-
befragung tiber die von der Mehrheit der Bundesversammlung beschlossene
notrechtliche Finanzordnung fiir 1950 und 1951 hinfillig geworden. Die Lage
hat eine solche Bereinigung erfahren, dafl nur eine von allen grofen poli-
tischen Parteien und wichtigsten Wirtschaftsverbianden vertretene Losung, die
auBBerdem verfassungsmafligen Charakter haben mul3, Aussicht hat, ¢ine Mehr-
heit des Volkes und der Stiande auf sich zu vereinigen.

Erfiillt nun die in der Herbstsession von Nationalrat und Stdnderat ver-
abschiedete Ubergangsordnung diese Voraussetzung? Dem Ergebnis der
SchluBabstimmungen in beiden Riten und den bisherigen Stellungnahmen
von Wirtschaftsverbanden und politischen Parteien nach zu schlieen, mul3
die Frage mit Ja beantwortet werden. Der Gewerkschaftsbund hat an seinem
ordentlichen Kongrefl vom 29. Oktober der Vorlage fast einhellig zugestimmt,
und der Parteivorstand der SPS hat sich ebenfalls einstimmig fiir Annahme
ausgesprochen.

Partei und Gewerkschaftsbund haben gute Griinde, sich energisch fiir die
Ubergangsordnung einzusetzen. Dafiir sprechen politische wie rein materielle
Uberlegungen.

Die Ubergangsordnung erfilli im Gegensatz zur Kontingentslosung die
Zeniralforderung der Partei, wie sie schon am Basler Parteitag von 1947
formuliert worden ist: «Qhne direkte Bundessteuer keine Warenumsatzsteuer.»
Beide durch Kriegsvollmachten eingefiihrten Steuern und Haupteinnahme-
quellen des Bundes bleiben weiterhin bestehen. Beide erfahren zudem Ver-
besserungen zugunsten der wirtschaftlich Schwachen. Es ist den unablassigen
Bemiithungen der Partei und der Gewerkschaften und ihrer Vertreter gelungen,
Entlastungen zu erzielen, die recht ansehnlich sind im Vergleich zur Regelung
unter dem friither herrschenden Vollmachtenrecht. Im Gegensatz zu damals
werden inskiinftig sdmtliche Lebensmittel, inbegriffen Kaffee und Tee, von
der Warenumsatzsteuer befreit sein. Das bedeutet zweifellos eine fithlbare
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Entlastung der Haushaltungsrechnung des kleinen Mannes. Im Vergleich zur
fritheren Regelung im Jahre 1949 bringt die vollige Befreiung aller Lebens-
mittel dem Bunde einen Ausfall von iiber 40 Millionen Franken jdhrlich.

In bezug auf die Wehrsteuer konnte die seit 1950 provisorisch getroffene
sozialere Gestaltung in die vier Jahre geltende Ubergangsordnung iibernom-
men werden. Wahrend noch im Jahre 1948 die Steuerpilicht von Verheirateten
bei einem reinen Einkommen von 3000 Franken und 1949 bei einem Ein-
kommen von 4000 Franken begann, wird sie in der Ubergangsordnung erst
bei 5000 Franken beginnen, bei ledigen Personen mit 4000 Franken. Man
hat erklart, diese Erhohung der steuerfreien Minima befreie etwa die Halfte
der frither Steuerpflichtigen von der Wehrsteuer. Dies ist aber nur richtig,
wenn die Einkommen der Steuerpflichtigen von 1948 sich gegeniiber damals
nicht verandert hitten. Das trifft aber nicht zu. Aber auch so ist anzuerkennen,
dall die Zahl der durch die gegenwirtige in die Ubergangsordnung iiber-
nommene Regelung von der Wehrsteuer Befreiten in viele Zehntausende geht.
Die sozialdemokratische Fraktion hat im Sinne eines Beitrages an das Zu-
standekommen einer Verstdndigungslosung sich mit dieser steuerfreien Grenze
abgefunden. Sie hat aber ausdriicklich erklért, ihre urspriingliche Auffassung,
wonach die steuerfreien Minima um weitere 1000 Franken heraufgesetzt wer-
den sollten, bei der Ausarbeitung der definitiven Dauerordnung erneut und
nachhaltig zu vertreten.

Leider ist es wegen der sturen Haltung des Gewerbeverbandes nicht ge-
lungen, die Riickvergiitungen der Genossenschaften von der Belastung durch
die Wehrsteuer auszunehmen. Selbst die Vertreter der Landwirtschaft, bei der
doch das Genossenschaftswesen eine groBle Rolle spielt, waren fiir ein auch
nur bescheidenes Entgegenkommen im Sinne eines Kompromisses nicht zu
haben. Finanziell ist diese Erfassung der Riickvergiitungen fiir den Bund ohne
groBe Bedeutung; auch die Genossenschaften werden wirtschaftlich dadurch
nicht ins Mark getroffen. Diese Ablehnung der genossenschaftlichen Forde-
rung auf Befreiung der Riickvergiitungen von der Wehrsteuer kann deshalb
niemals Anlaf} fiir eine negative Stellungnahme der Arbeiterschaft sein. Die
Beseitigung dieses ungerechten Zustandes muf} einer spéteren Losung iiber-
lassen bleiben.

Dank den energischen Anstrengungen der sozialdemokratischen Vertreter
in der vorberatenden nationalritlichen Kommission ist es gelungen, eine
wesentliche Forderung von Partei und Gewerkschaft, die der Bundesrat in
seiner Botschaft noch kategorisch abgelehnt hatte, zur Annahme zu bringen.
Es konnte ein neuer Artikel 8 in die Ubergangsordnung eingefiigt werden,
der die Finanzierung von MaBnahmen zur Bekimpfung der Wirtschaftskrisen
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vorsieht und dafiir vorldufig einen Betrag von 400 Millionen Franken reser-
viert. Fiir diesen Zweck sind bereits vorhandene Riickstellungen aus der Ver-
rechnungssteuer und aus der Kriegsgewinnsteuer und der Rest noch vor-
handener Arbeitsbeschaffungskredite fiir die Jahre 1951 bis 1954 nun ver-
fassungsméfBig gebunden. In Verbindung mit den Wirtschaftsartikeln, die
dem Bund die verfassungsmiBige Kompetenz zur Durchfiihrung von Krisen-
bekdampfungsmalinahmen erteilen, ist der neue Krisenfinanzierungsartikel die
beste Gewahr dafiir, da die Bundesbehorden im Falle von Krisenerschei-
nungen auch wirklich Arbeitsbeschaffungspolitik treiben werden.

Die Ubergangsordnung hat dank der energischen und geschickten Haltung
der Partei und ihrer Vertreter im Parlament eine Gestalt angenommen, wie
sie nicht von vornherein zu erwarten war. Sie geht jedenfalls auch erheblich
tiber das hinaus, was gewisse biirgerliche Kreise urspriinglich zu konzedieren
bereit waren. So hat der freisinnige Fraktionschef in der Junisession des Natio-
nalrates alle Forderungen auf wesentliche Anderungen der bestehenden not-
rechtlichen Ordnung kategorisch abgelehnt. Er ist energisch von der «Neuen
Zircher Zeitung» sekundiert worden, indem sie in einem groBen Artikel
erklarte, alle Begehren, die der Schreibende in seiner Interpellation in der
Junisession gegeniiber der kiinftigen Ubergangsordnung angemeldet hatte,
entsprichen weder den politischen Forderungen, noch triigen sie den mate-
riellen Tatsachen und Erfordernissen Rechnung. Und am Tag nach Abschluf3
der Kommissionsberatungen schrieb dasselbe Blatt (31. August 1950) an-
gesichts der Ausdehnung der Freiliste auf der Warenumsatzsteuer recht un-
gehalten von einem «Beutezug auf die Umsatzsteuer». Es schrieb weiter:
«Erstaunen dagegen muf3 der Beschlu} erregen, mit welchem die Kommission
einem sozialdemokatischen Antrag auf Schatfung eines Krisenfonds entgegen-
kommen will. — Unter den heutigen Umstdnden einen Krisenfonds zu kon-
stituieren, ist jedoch nicht nur vollig unnétig und grotesk, sondern auch
gefihrlich.» Die Ziircher Freisinnigen haben noch wenige Tage vor Beginn
der Herbstsession in einer Resolution ihrer Unzufriedenheit tiber die Entwick-
lung der Dinge beredten Ausdruck gegeben:

«Der Zentralvorstand (der I'reisinnigen Partei des Kantons Ziirich) halt
dafir, dall die Weiterfithrung einer direkten Bundessteuer mit sehr weit-
gehenden Steuerbefreiungen, die kaum verantwortbare Erweiterung der Frei-
liste auf der Warenumsatzsteuer und die . .. sachlich ganz tiberfliissige Auf-
nahme eines besonderen Artikels iiber die Bekdmpfung allfélliger Wirtschafts-
krisen den Anschauungen der Linksparteien schon derart weit entgegen-
kommen, dal} es damit der Konzessionen nach dieser Seite hin endlich genug
sein sollte.»
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Wenn man diesen Notschrei liest, konnte der ungentigend Aufgeklarte
wahrhaftig glauben, die Ubergangsordnung stelle eine rein sozialistische
Finanzvorlage dar! Angesichts einer solchen Beurteilung der Kommissions-
antrige war zu erwarten, dall die Ziircher Freisinnigen und insbesondere der
Fraktionschef alle Hebel in Bewegung setzten, um wenigstens die sogenannte
«Ausgabenbremse» in die neue Ubergangsordnung hineinzuretten. Das ist
denn auch dank der Unnachgiebigkeit des Stinderates gelungen. Wenn ich
auch nach wie vor davon tberzeugt bin, dall diese Bestimmung, wonach Be-
schliisse, durch die einmalige Ausgaben iiber 5 Millionen Franken oder
wiederkehrende Ausgaben von mehr als 250 000 Franken bewilligt werden
sollen, der Zustimmung der absoluten Mehrheit aller Ratsmitglieder be-
diirfen, eine unwiirdige Kompetenzbeschneidung des Parlaments und ein
rechtliches Monstrum darstellt, so dal} ihre entschiedene Bekdmpfung durch
die Vertreter der Sozialdemokraten und der Bauern gerechtfertigt war, so ist
ihre praktische und politische Bedeutung wahrscheinlich bescheiden. Jeden-
falls ist sie niemals derartig, dall die Aufnahme dieser Ausgabenbremse (die
kaum eine solche ist!) die positive Stellungnahme zum materiellen Inhalt der
Ubergangsordnung beeintrachtigen konnte.

Der schweizerische Parteivorstand der SPS hat deshalb aus voller Uber-
zeugung ohne Gegenstimme sich fiir Annahme der Ubergangsordnung aus-
sprechen konnen. Es ist so, wie die Resolution des Parteivorstandes erklart:
«Eine Verwerfung der Vorlage wiirde den Plinen der Reaktion Vorschub
leisten, die darauf ausgeht, das Entscheidungsrecht des Volkes in der eid-
genossischen Finanz- und vor allem in der Steuerpolitik auszuschalten.» Ein
negativer Ausgang der Volksabstimmung wiirde einer Notrechtslésung rufen,
zu der das Volk nichts zu sagen hitte und die deswegen die jetzt vorgesehenen
Entlastungen zugunsten der wirtschaftlich Schwachen vermissen liele. Mit
dem Vorwand, es miisse drakonisch gespart werden, da das Volk ja die Mittel
nicht bewilligt habe, wiirde nicht nur der fortschrittliche Ausbau der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik verunméglicht, sondern auch die bisherigen sozialen
Errungenschaften in Frage gestellt. Gerade fiir die Arbeiterschaft ist es des-
halb von eminenter politischer Bedeutung, dal die Ubergangsordnung an-
genommen wird und damit das Mitspracherecht des Volkes gewahrt bleibt.

457



	Die Übergangsordnung zur Bundesfinanzreform

